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Brauer: Landesregierung zweifelt Umfrage des Steuerzahlerbundes zur
Opernsanierung an

Politik des Gehörtwerdens endet ganz offensichtlich dort, wo des Volkes Wille nicht zum Fahrplan der
Landesregierung passt.

Die Antworten von Ministerin Olschowski auf seine Parlamentarische Initiative „Umfrage des Bundes der
Steuerzahler zum Sanierungsfahrplan für die Staatstheater Stuttgart“ (Drucksache 17/3549)
kommentiert der kulturpolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Stephen Brauer:

 

„Die Politik des Gehörtwerdens endet ganz offensichtlich dort, wo des Volkes Wille nicht zum Fahrplan
der Landesregierung passt. Mit dem lapidaren Verweis auf demoskopische Kriterien jedenfalls kann man
das prägnante Ergebnis der Umfrage des Bundes der Steuerzahler nicht wegwischen, wonach drei Viertel
der Befragten sich klar gegen den aktuellen Sanierungsfahrplan für die Württembergischen Staatstheater
in Stuttgart aussprechen. Man beharrt vielmehr auf einer Maximallösung und ignoriert dabei die
Bedenken weiter Teile der Bevölkerung sowie des Koalitionspartners CDU. Richtigerweise sieht man im
Ministerium aber ein, dass ein Kultur- und Bauprojekt in dieser Größenordnung öffentlich und auch
kontrovers diskutiert werden muss – damit ist aber auch klar, dass der positive Befund des Bürgerforums
aus dem Jahr 2020 hinfällig ist, das mit seinen 57 `Zufallsbürgern´ ebenfalls keinen Anspruch auf
demoskopische Repräsentativität hat.

Der Risikopuffer der Kostenkalkulation, die bereits eine Milliarde an Baukosten taxierte, schmilzt indes so
schnell dahin wie die Zustimmung in der Bevölkerung für das Projekt. Eine belastbare Prognose zum
Kostenrahmen der Sanierung und Erweiterung der WST hält man aktuell für nicht möglich aufgrund der
deutlich gestiegenen und voraussichtlich noch weiter steigenden Baupreise. Deshalb kann oder will man
den Landtag auch nicht zum frühestmöglichen Zeitpunkt über absehbare Kosten der Sanierung
informieren. Dass der Koalitionspartner CDU nun kalte Füße bekommt und von einer `Oper mit
Goldrand-Lösung für am Ende möglicherweise fast zwei Milliarden Euro´ spricht, kann man im grün
geführten Ministerium jedoch in keiner Weise nachvollziehen.“


